
2099

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1958 Ausgegeben am 28. Oktober 1958 65. Stück

223. Verordnung: Abänderung der Marktordnung für den Wiener Zentralviehmarkt in St. Marx.
2 2 4 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen zum Übereinkommen über die Gründung einer internationalen

Organisation für das gesetzliche Meßwesen (Eichwesen).
2 2 5 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen zum Europäischen Abkommen über die Gleichwertigkeit der Studien-

zeiten an den Universitäten.
2 2 6 . Kundmachung: Beitritt Polens zum Übereinkommen zur Errichtung der Pflanzenschutzorganisation für

Europa und den Mittelmeerraum.
2 2 7 . Kundmachung: Beitritt Malayas zur Konvention der Meteorologischen Weltorganisation.
2 2 8 . Kundmachung: Beitritt Brasiliens zum Staatsvertrag betreffend die Wiederherstellung eines unabhängigen

und demokratischen Österreich.
2 2 9 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.
2 3 0 . Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Neu-Seeländischen Regierung

über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges zwischen Österreich und Neu-Seeland.

2 2 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft und des Bun-
desministeriums für Handel und Wiederauf-
bau vom 20. September 1958, mit der die
Marktordnung für den Wiener Zentralvieh-

markt in St. Marx abgeändert wird.

Auf Grund des § 9 des Tierseuchengesetzes,
RGBl. Nr. 177 ex 1909, in der Fassung der Tier-
seuchengesetznovelle 1954, BGBl. Nr. 128, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für soziale Verwaltung angeordnet:

Die Marktordnung für den Zentralviehmarkt
in St. Marx vom 27. Februar 1933, BGBl. Nr. 75,
in der Fassung der Verordnung vom 4. Juli 1933,
BGBl. Nr. 309, wird abgeändert wie folgt:

1. § 22 Abs. 1 sowie die Bezeichnung des
gegenwärtigen Abs: 2 als Abs. 2 hat zu entfallen.

2. § 44 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Der Marktverkehr beginnt an beiden

Markttagen um 9 Uhr und endet am Dienstag
um 14 Uhr, am Donnerstag um 13 Uhr."

Thoma Bock

2 2 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 8. Oktober 1958, betreffend
weitere Ratifikationen zum Übereinkommen
über die Gründung einer internationalen
Organisation für das gesetzliche Meßwesen

(Eichwesen).

Nach Mitteilungen der Französischen Botschaft
in Wien haben Schweden und die. Niederlande

das Übereinkommen über die Gründung einer
Internationalen Organisation für das gesetzliche
Meßwesen (Eichwesen), BGBl. Nr. 171/1958,
ratifiziert.

Raab

2 2 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 8. Oktober 1958, betreffend
weitere Ratifikationen zum Europäischen
Abkommen über die Gleichwertigkeit der

Studienzeiten an den Universitäten.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates haben nachstehende weitere Staaten
das Europäische Abkommen über die Gleich-
wertigkeit der Studienzeiten an den Universi-
täten, BGBl. Nr. 231/1957, ratifiziert:

Dänemark, Frankreich und Italien.

Raab

2 2 6 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 10. Oktober 1958 über den Bei-
tritt Polens zum Übereinkommen zur Er-
richtung der Pflanzenschutzorganisation für

Europa und den Mittelmeerraum.

Nach einer Mitteilung der Französischen Bot-
schaft in Wien ist Polen dem Übereinkommen
zur Errichtung der Pflanzenschutzorganisation
für Europa und den Mittelmeerraum, BGBl.
Nr. 45/1957, beigetreten.

Raab
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227. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 10. Oktober 1958 über den Bei-
tritt Malayas zur Konvention der Meteoro-

logischen Weltorganisation.

Nach einer Mitteilung der Regierung der
Vereinigten Staaten von Amerika ist Malaya der
Konvention der Meteorologischen Weltorgani-
sation, BGBl. Nr. 64/1958, beigetreten,

Raab

228. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 13. Oktober 1958 über den Bei-
tritt Brasiliens zum Staatsvertrag betreffend
die Wiederherstellung eines unabhängigen

und demokratischen Österreich.

Die Beitrittsurkunde Brasiliens zum Staats-
vertrag betreffend die Wiederherstellung eines
unabhängigen und demokratischen Österreich,
BGBl. Nr. 152/1955, wurde am 15. September
1958 bei der Regierung der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken hinterlegt.

Gemäß Artikel 37 des Staatsvertrages ist der
Beitritt Brasiliens am 15. September 1958 rechts-
wirksam geworden.

Raab

229. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 22. Oktober 1958, betreffend die
Berichtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt wird kundgemacht:

1. Die Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 15. Feber 1954, BGBl. Nr. 44, über den
Geltungsbereich der Internationalen Pflanzen-
schutzkonvention ist wie folgt zu berichtigen:

Im ersten Satz der Kundmachung hat es statt
„Nach Mitteilungen des Generaldirektors der In-
ternationalen Pflanzenschutzorganisation" richtig
„Nach Mitteilungen des Generaldirektors der In-

ternationalen Organisation für Ernährung und
Landwirtschaft (FAO)" zu lauten.

2. Die Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 1. Juli 1956, BGBl. Nr. 138, über die Rati-
fizierung beziehungsweise den Beitritt weiterer
Staaten zur Internationalen Pflanzenschutzkon-
vention ist wie folgt zu berichtigen:

Im ersten Satz der Kundmachung hat es statt
„Nach Mitteilungen des Generaldirektors der In-
ternationalen Pflanzenschutzkonvention" richtig
„Nach Mitteilungen des Generaldirektors der In-
ternationalen Organisation für Ernährung und
Landwirtschaft (FAO)" zu lauten.

3. Das Bundesgesetz vom 22. Jänner 1958,
BGBl. Nr. 13, über Volksabstimmungen auf
Grund der Bundesverfassung (Volksabstimmungs-
gesetz) ist wie folgt zu berichtigen:

Im § 7 Abs. 2 hat es statt „(§ 2 Abs. 1 lit. d
und § 5 Abs. 1)" richtig „(§ 2 Abs. 2 lit. d und
§ 5 Abs. 1)" zu lauten.

4. Die Kundmachung des Notenwechsels zwi-
schen der österreichischen Botschaft in Rio de
Janeiro und dem brasilianischen Außenministe-
rium über den Abschluß eines Zahlungs- und
Warenaustauschabkommens, BGBl. Nr. 101/1958,
ist wie folgt zu berichtigen:

In der letzten Zeile der Kundmachung hat es
statt „(BGBl. Nr. 46/1947)" richtig „(BGBl.
Nr. 46/1957)" zu lauten.

5. Die Verordnung des Bundesministeriums für
Inneres vom 28. Juli 1958, BGBl. Nr. 198, über
die Nebengebühren von Bediensteten des Doro-
theums ist wie folgt zu berichtigen:

Im ersten Satz hat es statt „des Bundesgesetzes
vom 24. Juli 1958, BGBl. Nr. 161," richtig „des
Bundesgesetzes vom 10. Juli 1958, BGBl.
Nr. 161," zu lauten.

6. Die Kundmachung der Bundesregierung vom
1. Juli 1958, BGBl. Nr. 199 und ASlg. Nr. 1/1958,
über die Wiederverlautbarung des Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes ist wie folgt zu berichtigen:

In der Anlage haben die letzten beiden Worte
des § 67 statt „getan hat" richtig „gekannt hat"
zu lauten.

Raab

230.

Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Neu-
Seeländischen Regierung über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges zwischen Österreich

und Neu-Seeland.

AUSTRIAN LEGATION
CANBERRA

Nr. 845-A/58
Wellington, am 18. April 1958.

Herr Außenminister!

Ich habe die Ehre, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Österreichische Bundesregierung, in der

Absicht, den Reiseverkehr zwischen unseren bei-
den Ländern zu erleichtern, bereit ist, mit der
Neu-Seeländischen Regierung folgendes Abkom-
men abzuschließen:

1. Neu-Seeländische Staatsbürger, die gültige
neu-seeländische Reisepässe besitzen, können
ohne Sichtvermerk nach Österreich einreisen, es
sei denn, sie beabsichtigen, sich dort länger als
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drei Monate aufzuhalten oder dort einen Beruf
oder eine sonstige auf Erwerb gerichtete Tätig-
keit auszuüben.

2. Österreichischen Staatsbürgern, die einen
gültigen österreichischen Reisepaß besitzen und
die die Erlaubnis haben, nach Neu-Seeland zum
Zwecke der dauernden Niederlassung einzureisen,
oder die sich nach Neu-Seeland lediglich zu Be-
suchszwecken begeben wollen, werden von den
zuständigen Behörden gebührenfrei Sichtver-
merke ausgestellt. Solche Sichtvermerke werden
den österreichischen Staatsbürgern, die eine Ein-
reiseerlaubnis für die dauernde Niederlassung in
Neu-Seeland besitzen, für eine Gültigkeitsdauer
ausgestellt, die dem Zeitraum entspricht, inner-
halb welchem sie auf Grund der ihnen erteilten
Einreiseerlaubnis ihr Recht zur Einreise ausüben
können.

Für österreichische Staatsbürger, die sich nach
Neu-Seeland lediglich zu Besuchszwecken be-
geben, werden Sichtvermerke mit der Gültigkeit
von zwölf Monaten und für eine angemessene
Zahl von Einreisen nach Neu-Seeland innerhalb
dieser Zeit ausgestellt.

3. Unbeschadet der vorerwähnten Bestimmun-
gen besteht Einverständnis darüber,

a) daß die oben erwähnten Bestimmungen
österreichische Staatsbürger, welche nach
Neu-Seeland einreisen, und neu-seeländische
Staatsbürger, die nach Österreich einreisen,
nicht von der Notwendigkeit befreien, die
neu-seeländischen beziehungsweise öster-
reichischen Gesetze und Vorschriften, be-
treffend die Einreise, den vorübergehenden
und dauernden Aufenthalt sowie die An-
stellung oder Beschäftigung von Ausländern
zu beachten, und

b) daß Reisende, die nicht in der Lage sind,
die jeweiligen Einwanderungsbehörden
davon zu überzeugen, daß sie die in dem
unmittelbar vorausgehenden Absatz er-
wähnten Gesetze und Vorschriften beach-
ten mit der Verweigerung der Einreise oder
Landebewilligung zu rechnen haben.

4. Die Bestimmungen der Punkte 2 und 3
finden seitens Neu-Seelands auch für die Cook-
Inseln (einschließlich Niue), die Tokelau-Inseln
und das Treuhandschaftsgebiet von West-Samoa
Anwendung.

5. Das vorliegende Abkommen tritt am 1. Juni
1958 in Kraft.

6. Jeder Vertragsteil kann das vorliegende
Abkommen mit einer Vorankündigung von drei
Monaten schriftlich aufkündigen.

Wenn die Neu-Seeländische Regierung bereit
ist, den vorstehenden Bestimmungen zuzustim-
men, beehre ich mich vorzuschlagen, daß die
vorliegende Note und Ihre gleichlautend gehal-
tene Anwort als Abkommen zwischen unseren
beiden Regierungen betrachtet werden soll.

Empfangen Sie, Herr Minister, die Versiche-
rung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Manz

Seiner Exzellenz
dem Herrn Außenminister von Neu-Seeland,
Walter N a s h , P. C , M. P.,

W e l l i n g t o n
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